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Dienstvereinbarung

zwischen

dem Rektor der Fachhochschule Lippe und Höxter als Dienstvorgesetzten

und

dem Personalrat der wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Fachhochschule Lippe und Höxter

wird gem. § 70 Abs. 1 LPVG NW die folgende Dienstvereinbarung über die

probeweise Einführung der gleitenden Arbeitszeit an der Fachhochschule Lippe und Höxter abgeschlossen:


§ 1

Gegenstand und Geltungsbereich


Gegenstand dieser Dienstvereinbarung ist die Einführung und Ausgestaltung der gleitenden Arbeitszeit für die unbefristet beschäftigten und die befristet vollzeitbeschäftigten wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Fachhochschule Lippe und Höxter. Die Teilnahme an der flexiblen Arbeitszeit erfolgt auf freiwilliger Basis des/der Beschäftigten.



§ 2

Gleitende Arbeitszeit


(1) Die Beschäftigten können innerhalb eines Zeitraumes von 7.00 bis 20.00 Uhr Dienstbeginn und Dienstende unter Berücksichtigung dienstlicher Belange selbst bestimmen (gleitende Arbeitszeit). Die Kernarbeitszeit (Mindestanwesenheitszeit), während der grundsätzlich alle Beschäftigten anwesend sein müssen, umfasst den Zeitraum von 9.30 bis 14.30 Uhr.

(2) Die halbstündige Mittagspause muss innerhalb der Kernarbeitszeit genommen werden und darf frühestens um 11.30 Uhr beginnen. Sie darf unter Anrechnung auf das persönliche Zeitkonto (Abs. 3) um höchstens eine Stunde überschritten werden und muss in jedem Fall bis 14.00 Uhr beendet sein. Gem. § 7 Abs. 1

AZVO beginnt die tägliche Regelarbeitszeit um 7.30 Uhr und endet montags und dienstags um 16.00 Uhr, mittwochs bis freitags um 15.30 Uhr. Die tägliche Arbeitszeit kann ausschließlich der Mittagspause nur in Ausnahmen 10 Stunden betragen, wenn im Zeitraum von 24 Wochen 8 Stunden pro Werktag im Mittel nicht überschritten werden (§ 3 Satz 2 ArbZG). Ausnahmebestände z.B. gem. § 7 ArbZG erlauben eine hiervon abweichende Regelung.

(3) Unter- und Überschreitungen der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit (Zeitschuld, Zeitguthaben) sind im Normalfall innerhalb von 26 Wochen auszugleichen. Der Ausgleichszeitraum wird mit dem jeweiligen Semester gleichgesetzt. Das bedeutet, dass das Gleitzeitkonto bis zum 28./29.02. bzw. 31.08. bis auf maximal 40 plus-Stunden bzw. 10 minus-Stunden ausgeglichen sein muss. Bei Vollbeschäftigten kann ein Zeitguthaben von maximal 40 Stunden in den folgenden Abrechnungszeitraum übertragen werden.
Eine darüber hinausgehende automatische Übertragung von Arbeitszeitguthaben ist grundsätzlich ausgeschlossen. Zeitguthaben über 40 Stunden hinaus können nur übertragen werden, wenn diese Stunden aufgrund dienstlicher Notwendigkeit kurzfristig angeordnet wurden oder das Zeitguthaben krankheitsbedingt nicht ausgeglichen werden konnte. Eine evtl. erhöhte Zeitguthabenübertragung muss von der/dem Vorgesetzten oder dem betroffenen Mitarbeiter / der betroffenen Mitarbeiterin  beantragt und entsprechend begründet werden, der Einsatzleiter erhält eine Kopie des Antrags.
Bei einer Zeitschuld werden die gesamten Fehlzeiten in den folgenden Abrechnungszeitraum übertragen; die Fehlzeiten dürfen 10 Stunden nicht überschreiten.

(4) Die Kernarbeitszeit darf bei vorhandenem Zeitguthaben unter Berücksichtigung der dienstlichen Belange für einen Zeitausgleich in Anspruch genommen werden. Das Interesse der Beschäftigten an einer flexiblen Gestaltung der Arbeitszeit und dem zeitnahen Ausgleich von Zeitguthaben ist angemessen zu berücksichtigen. Der jeweilige Vorgesetzte sorgt für die Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes.
Bei Zweifelsfragen wird die nach § 9 Abs. 2 der Dienstvereinbarung zu bildende Kommission mit dem Vorgang befasst. Die Beteiligungsrechte des Personalrates gem. LPVG werden durch diese Regelung nicht berührt.



§ 3

Abwesenheit vom Dienst


(1) Ganztägige Abwesenheit wegen Urlaub, Sonderurlaub, Krankheit, Kur, höherer Gewalt, Teilnahme an Aus- und Fortbildungsveranstaltungen, Dienstreise oder Dienstgang gilt als Anwesenheit der Stunden, die an diesem Tag nach der allgemeinen Regelarbeitszeit (§ 7 Abs. 1 Satz 2 AZVO) zu leisten gewesen wären. Nicht ganztägige Abwesenheit aus den genannten Gründen und wegen eines Arztbesuches gilt innerhalb der Regelarbeitszeit als Anwesenheit mit ihrer tatsächlichen Dauer.

Bei einer Erkrankung im Laufe des Tages wird für diesen Tag die Regelarbeitszeit gutgeschrieben.

(2) Bei Dienstreisen oder Dienstgängen werden Zeiten der Erledigung des Dienstgeschäftes, die über das Ende der Regelarbeitszeit hinausgehen, bis höchstens 19.30 Uhr als Anwesenheit berücksichtigt. Reisezeiten werden innerhalb des Gleitzeitrahmens als Anwesenheit berücksichtigt. Überschreiten bei Dienstreisen die Reisezeiten, die über die an dem jeweiligen Tag anrechenbare Arbeitszeit hinausgehen, insgesamt 10 Stunden im Monat, so wird die Hälfte dieser Zeit als Anwesenheit berücksichtigt.


(3) Zur Erledigung von unaufschiebbaren persönlichen Angelegenheiten kann, soweit dienstliche Gründe nicht entgegenstehen, der oder die jeweilige Vorgesetzte nach pflichtgemäßem Ermessen Dienstbefreiung/Arbeitsbefreiung bis zu einem halben Arbeitstag für Zeiten innerhalb der Kernarbeitszeit unter Anrechnung auf die Kernarbeitszeit gewähren, wenn die Erledigung nicht außerhalb der Kernarbeitszeit möglich ist.



§ 4

Ausnahmen von der gleitenden Arbeitszeit aus dienstlichen Gründen 


(1) Der Dienstvorgesetzte kann aus dienstlichen Gründen anordnen, dass einzelne Beschäftigte oder Gruppen von Beschäftigten allgemein oder im Einzelfall dauernd oder vorübergehend von der Inanspruchnahme der gleitenden Arbeitszeit ausgenommen werden.

(2) Die Mitbestimmungsrechte des Personalrates nach § 72 Abs. 4 Nr. 1 LPVG NW bleiben unberührt.



§ 5

Ermittlung der Arbeitszeit


(1) Für die Ermittlung der Arbeitszeit werden Zeiterfassungsgeräte verwendet, die beim Betreten und Verlassen des Dienstgebäudes zu bedienen sind. Wird die Mittagpause in einem der Gebäude des jeweiligen Standortes gemacht, ist eine Buchung nicht erforderlich. Eine über 30 Minuten hinausgehende Mittagspause bedingt eine entsprechende zusätzliche Belastung des Zeitkontos. Bei Dienstgängen zwischen den Gebäuden des jeweiligen Standortes ist die Bedienung des Zeiterfassungsgerätes nicht erforderlich. Wird das Zeiterfassungsgerät an einem Tag zum Ende der Dienstzeit nicht bedient, so wird als Ende das Ende der Kernarbeitszeit angenommen.

(2) Notwendige Korrekturen und Ergänzungen der von den Zeiterfassungsgeräten ermittelten Daten werden auf der Grundlage von Vordrucken, die von den Beschäftigten selbst auszufüllen sind, vorgenommen. Ausgenommen sind hier die Dienstgänge, die über das Terminal beim Verlassen der Dienststelle durch Betätigen der entsprechenden Taste als solche gekennzeichnet werden. Der Dienstvorgesetzte oder der Einsatzleiter kann bei Zweifel über die Richtigkeit der Korrekturbelege nach Zustimmung durch die Personalvertretung festlegen, dass der Einsatzleiter/die Einsatzleiterin die Zeitkorrekturbelege gegenzeichnet oder der betreffende Kollege/die betreffende Kollegin aus der Gleitzeit herausgenommen wird. Der Vordruck wird mit einem Bestätigungsvermerk über die Korrektureingabe an den Beschäftigten bzw. die Beschäftigte zurückgegeben.

(3) Der Dienstvorgesetzte kann bei Zweifel über die Richtigkeit der Korrekturbelege, die durch eine Gremientätigkeit (z.B. Senat, Fachbereichsrat,  in einer Kommission, einem Ausschuss, Personalrat etc.) eventuell erforderlich sein könnten, nach Zustimmung durch die Personalvertretung, eine Gegenzeichnung des jeweilige Vorsitzenden/Leiters des Gremiums festlegen.

(4) Eine personenbezogene Auswertung der bei der Zeiterfassung erhobenen Daten darf nur zum Zwecke der Ermittlung und zur Überprüfung der Einhaltung der Arbeitszeit erfolgen. Die mit Hilfe der Zeiterfassungsgeräte erhobenen Daten werden durch organisatorische und technische Maßnahmen gegen unzulässige Verarbeitung und Nutzung sowie gegen Kenntnisnahme durch Unbefugte gesichert. Die Daten werden nach der Auswertung gesperrt und nach Ablauf von 12 Monaten in Anwesenheit eines Personalratsmitgliedes gelöscht. Der Personalrat ist berechtigt, sich jederzeit über das Verfahren und die Ergebnisse der Auswertung zu informieren. 

Die Personalratsmitglieder haben Anspruch auf eine für die Wahrnehmung dieser Aufgaben angemessene Schulung.

(5) Die Zeiterfassungsgeräte müssen so ausgestattet sein, dass jede oder jeder Beschäftigte jederzeit den Stand seines persönlichen Zeitkontos abfragen kann. Auf Einzelanforderung erhalten Beschäftigte einen Ausdruck ihres Zeitkontos des abgelaufenen Kalendermonats.
Aus organisatorischen Gründen erfolgt eine monatliche Mitteilung über den Kontostand (Saldo) an den Vorgesetzten.



§ 6

Sonderregelungen für einzelne Gruppen von Beschäftigten


(1) Zeitguthaben und Zeitschulden sind für Teilzeitbeschäftigte anteilig im Verhältnis zu Vollbeschäftigten übertragbar.

(2) Die tägliche Arbeitszeit werdender und stillender Mütter darf, soweit sie unter 18 Jahre alt sind, 8 Stunden und im übrigen 8,5 Stunden nicht überschreiten. Stillzeiten werden auf die Regelarbeitszeit angerechnet. 

(3) Die tägliche Arbeitszeit jugendlicher Beschäftigter unter 18 Jahre darf 8,5 Stunden nicht überschreiten. § 2 Abs. 2 gilt für Jugendliche mit der Maßgabe entsprechend, dass die Mittagspause 1 Stunde beträgt.



§ 7

Zuständigkeit für die Ermittlung der Arbeitszeit


Die Zuständigkeit  für die Zeiterfassung, die Zeitkorrektur,  die Überprüfung der Einhaltung der Regelungen und die Überprüfung der Einhaltung der persönlichen Arbeitszeit (z.B. Überschreitung der Zeitschulden bei Beschäftigten um mehr als 10 Stunden im Monat, Nichteinhaltung der Kernzeit und Überschreiten des Zeitguthabens) liegt beim Sachgebiet II 3.


§ 8

Kündigung

Die Vertragsparteien verzichten für die Dauer von 4 Jahren auf ein Kündigungsrecht für diese Dienstvereinbarung. Nach Ablauf der vierjährigen Laufzeit ist eine Kündigung mit einer Kündigungsfrist von 3 Monaten zum Jahresende möglich. Beide Vertragsparteien verpflichten sich im Rahmen einer vertrauensvollen Zusammenarbeit im Verlauf der darauffolgenden 6 Monate eine Folgevereinbarung zu erarbeiten. Kommt eine gemeinsame neue Dienstvereinbarung nicht zu Stande, haben alle an der Gleitzeit teilnehmenden Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen die Möglichkeit in der dem Auslaufzeitpunkt der Dienstvereinbarung folgenden vorlesungsfreien Zeitraum ihr Restzeitguthaben auszugleichen.

§ 9

Schlussbestimmungen


(1) Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die an der flexiblen Arbeitszeit teilnehmen wollen, beantragen ihre Teilnahme für die gesamte Laufzeit dieser Dienstvereinbarung. Kopien dieser Anträge erhält der Personalrat.

(2) Zur Klärung von Zweifelsfragen und zur Auswertung von Erfahrungen, die sich bei der Anwendung der Dienstvereinbarung ergeben, wird eine Kommission eingerichtet; sie setzt sich aus zwei Vertretern des Personalrates sowie dem Rektor 

oder der Rektorin zusammen. 


Lemgo, den 30.06.2003


	
	

	Der Vorsitzende des

Personalrats der wissenschaftlichen 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

K. Zeilfelder
	Der Rektor

der Fachhochschule Lippe und Höxter

Prof. T. Fischer
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